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Einleitung 


1 . Nach § 238 Arbeitsförderungsgesetz hat die Bun- 
desregierung den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten des Bundes zum Ablauf eines jeden Jahres, 
erstmalig zum 31. Dezember 1973, letztmalig zum 
31. Dezember 1980 zu berichten, 

— welchen Umfang die Förderung der ganzjäh- 
rigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft nach 
diesem Gesetz erreicht hat, 

— ■ welche arbeitsmarktpolitischen, sozialpoli- 
tischen und volkswirtschaftlichen Auswirkun- 
gen sie in der Berichtszeit gehabt hat. 

Der Bericht soll überdies Angaben über die Bau- 
ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden für 
die Schlechtwetterzeit enthalten. Die Bundesre- 
gierung erfüllt mit dem Winterbaubericht 1974 
zum zweiten Mal diesen Auftrag. 

Fundstellen des Winterbau-Berichts 1973 
Bundestags-Drucksache 7/1623 
Bundesrats-Drucksache 105/74 

2. Mit seiner Entschließung vom 12. April 1972 
(Drucksache VI/3261) hat der Deutsche Bundestag 


die Bundesregierung ersucht, ihre bisherigen Be- 
mühungen zur Verwirklichung des ganzjährigen 
Bauens zu verstärken, weitere konkrete, bin- 
dende Regelungen zu treffen, die geeignet sind, 
dieses Ziel zu erreichen und ihm bis zum 30. Juni 
1974 über die getroffenen Maßnahmen und deren 
Auswirkungen auf die Bautätigkeit im Winter 
bei Bauvorhaben öffentlicher Bauherren zu be- 
richten. Mit Einverständnis des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages wird dieser Bericht zu- 
sammen mit dem Winterbaubericht 1974 erstattet. 

3. Die Bundesregierung stützt sich bei ihrem Be- 
richt auf einen Erfahrungsbericht des Präsidenten 
der Bundesanstalt für Arbeit, der seinerseits Bei- 
träge der Landesarbeitsämter und Arbeitsämter 
ausgewertet hat. Ferner hat die Bundesregierung 
Stellungnahmen des Hauptverbandes der deut- 
schen Bauindustrie, des Zentralverbandes des 
Dachdeckerhandwerks, des Hauptvorstandes der 
Industriegewerkschaft Bau-Steine-Erden sowie 
die Ergebnisse der Erhebungen aus den ver- 
schiedenen Bereichen der Bautätigkeit der Öffent- 
lichen Hand im Winter 1973/1974 und Daten des 
Statistischen Bundesamtes verwertet. 
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TEIL A: 

Winterbau-Bericht 1974 


I. Umfang der Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft 
im Winter 1973/1974 


1 . Produktive Winterbauförderung 

a) Zuschüsse und Darlehen an Arbeitgeber des Bau- 
gewerbes für den Erwerb oder die Miete von 
Winterbaugeräten und -einrichtungen 

Die Inanspruchnahme der Investitionskostenzu- 
schüsse ist im Winter 1973/1974 gegenüber dem 
voraufgegangenen Winter gesunken. Die Zahl der 
bei den Arbeitsämtern gestellten Förderungsan- 
träge fiel um fast 58 v. H. auf 5 978 (Vorjahr: 
14 192) J ); die ausgezahlten Zuschüsse sanken um 
73 v. H. auf 23,5 Millionen DM (Vorjahr: 86,7 Mil- 
lionen DM). Dagegen stiegen die Mietkostenzu- 
schüsse um 10 v. H. auf 503 147 DM (Vorjahr: 
459 054 DM) — Tabelle 1 — . 

Die Arbeitsämter berichteten erstmals über die 
zweckentsprechende Verwendung der mit Leistun- 
gen der Produktiven Winterbauförderung ange- 
schafften Winterbau-Schutzhallen. Die Berichte zei- 
gen, daß rd. 2 600 der rd. 3 600 Winterbau-Schutz- 
hallen zweckentsprechend verwendet wurden; rd. 
1 000 konnten mangels geeigneter Bauaufträge nicht 
eingesetzt werden. Lediglich in 28 Fällen mußte bis- 
lang der Zuschuß zurückgefordert werden, weil die 
Winterbau-Schutzhalle zweckentfremdet oder nicht 
eingesetzt wurde, obgleich für den Winterbau ge- 
eignete Bauaufträge vorhanden waren. 

b) Zuschüsse an Arbeitgeber des Baugewerbes 
zu den auf Winterbaustellen geleisteten 
Arbeitsstunden (Mehrkostenzuschüsse) 

Mehrkostenzuschüsse wurden im Winter 1973/74 
weniger in Anspruch genommen als im Jahr zuvor. 
Die Zahl der Anerkennungsanträge sank um 23 v. H. 
auf 25 077 (Vorjahr: 32 455). Davon wurde 21894 
Anträgen (Vorjahr: 25 593) stattgegeben. Aufgrund 
von 22 658 (Vorjahr: 24 376) bewilligten Leistungs- 
anträgen zahlten die Arbeitsämter in der Zeit vom 
1. November 1973 bis 31. Oktober 1974 insgesamt 
64,3 Millionen DM (Vorjahr: 46,8 Millionen DM) an 
Mehrkostenzuschüssen — Tabelle 2 — . Der gestie- 


Ü Angaben für den Winter 1972/1973 sind endgültige 
Ergebnisse; die Angaben für den Winter 1973/1974 
entsprechen dem Stand vom 31. Oktober 1974 


gene finanzielle Aufwand beruht auf der Erhöhung 
der Förderungssätze um durchschnittlich 60 v. H. 
durch die Förderungssätze-Verordnung vom 16. Juli 

1973 (Bundesgesetzbl. I S. 841). 

Die Winterbauvorhaben unter Vollschutz sind im 
Winter 1973/1974 auf 1 059 (Vorjahr: 1 623) zurück- 
gegangen, 

c) Leistungen an Arbeitnehmer 

An Wintergeld wurden für die Förderungszeit 1973/ 

1974 (16. Dezember bis 15. März) 789,6 Millionen 
DM ausgezahlt (Zahlungen der Bundesanstalt für 
Arbeit in dem Zeitraum vom 1. November 1973 bis 
zum 31. Oktober 1974). Die Zahl der damit geför- 
derten Arbeitsstunden (394,8 Millionen) liegt um 
rd. 6,5 Millionen oder 1,7 v. H. höher als in der 
Förderungszeit 1972/1973 (388,3 Millionen). (Die 
Abweichungen dieser Zahlen von denjenigen der 
Tabelle 4 beruhen darauf, daß die Tabelle für die 
Gegenüberstellung der Einnahmen und Ausgaben 
den Zeitraum vom 1. Juli bis zum 30. Juni zugrunde 
legt.). 

Erneut sichtbar wurde die Bedeutungslosigkeit der 
Trennungsbeihilfe und des Fahrkostenzuschusses. 
Für den Winter 1973/1974 wurden insgesamt nur 
78 Anträge gestellt. Lediglich in einem Fall lagen 
die Anspruchvoraussetzungen vor, so daß der be- 
antragte Fahrkostenzuschuß bewilligt werden 
konnte. 

d) Winterbau-Umlage 

Der Bundesanstalt für Arbeit sind für die Zeit vom 
1. Mai 1973 bis 30. April 1974 insgesamt 947,5 Mil- 
lionen DM als Winterbau-Umlage zugeflossen (Vor- 
jahr: 863,8 Millionen DM). Dieses Aufkommen 
reichte aus, den Aufwand für die Produktive Win- 
terbauförderung im Winter 1973/1974 (878 Millionen 
DM einschließlich Investitionskostenzuschuß) zu dek- 
ken. 

Durch die im Jahre 1973 durchgeführte Reorganisa- 
tion des Einziehungsverfahrens bei den gemeinsa- 
men Einrichtungen und den Landesarbeitsämtern 
konnten bisher noch auftretende Schwierigkeiten 
weitgehend überwunden werden. Ab 1. Januar 1974 


Gemäß § 238 des Arbeitsförderungsgesetzes zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 15. April 
1975 — 1/4 (IV/ 3) — 804 02 — Wi 5/75. 


2 



Deutscher Bundestag — - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3508 


übernahm der Bundesverband Garten- und Land- 
schaftsbau die Aufgabe einer gemeinsamen Ein- 
richtung im Sinne des § 186 a AFG. Die Mehrzahl 
der Arbeitgeber des Garten- und Landschaftsbaus 
führt seitdem die Winterbau-Umlage über die beim 
Bundesverband gebildete gemeinsame Einrichtung 
ab. 

2. Schlechtwettergeld 

Die Witterung im Winter 1973/1974 war — von 
einem Kälteeinbruch im November/Dezember 1973 
abgesehen — zwar milder als im Vorjahr, aber auch 
niederschlagsreicher. Nach mehrjährigem Rückgang 
sind die angezeigten witterungsbedingten Arbeits- 
ausfälle in der Schlechtwetterzeit 1973/1974 erstmals 
wieder angestiegen. Mit 21,4 Millionen witterungs- 
bedingten Arbeitsausfällen wurden 13,3 v. H. mehr 


angezeigt als im Vorjahr (18,9 Millionen). Die Zahl 
der Ausfallstunden, für die Schlechtwettergeld ge- 
zahlt wurde, stieg um 7,8 v. H. auf 118,76 Millionen 
(Vorjahr; 110,15 Millionen) — Tabelle 3 — . 

In der Zeit vom 1. Juli 1973 bis 30. Juni 1974 gab 
die Bundesanstalt für Arbeit ingesamt 562 Millionen 
DM (Vorjahr: 482 Millionen DM) für Schlechtwetter- 
geld aus — Tabelle 4 — . 

3. Kurzarbeitergeld 

Im Berichtszeitraum arbeitete erstmals eine nennens- 
werte Zahl von Baubetrieben im Winter wegen Auf- 
tragsmangels verkürzt. Der Höchststand wurde im 
März 1974 mit 856 verkürzt arbeitenden Baubetrie- 
ben und über 13 000 Kurzarbeitern erreicht — Ta- 
belle 5 — . 


II. Auswirkungen der Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft 
im Winter 1973/1974 


Bei der Beurteilung der Auswirkungen der Winter- 
bauförderung können die Entwicklung der Gesamt- 
konjunktur und des Baumarktes nicht außer acht 
bleiben. Die abgeschwächte Konjunktur hat ebenso 
wie die in bestimmten Bereichen des Wohnungsbaus 
zu beobachtende Marktsättigung zu einem nicht nur 
jahreszeitlich bedingten Rückgang der Baunachfrage 
im Berichtszeitraum geführt. Der verminderten Nach- 
frage stand eine überhöhte Baukapazität gegenüber. 

1. Arbeitsmarktpolitische Auswirkungen 

Die Auswirkungen der Winterbauförderung auf den 
Arbeitsmarkt sind zwar im Vergleich zum Berichts- 
zeitraum 1972/73 schwächer. Gleichwohl deutet die 
Gesamtentwicklung seit Inkrafttreten der Winter- 
bau-Novelle darauf hin, daß sich die Bereitschaft 
erhöht hat, die Beschäftigungsverhältnisse der Bau- 
arbeiter im Winter aufrechtzuerhalten. Die erst- 
mals nennenswerte winterliche Kurzarbeit in Bau- 
betrieben zeugt vom Willen, die Beschäftigungs- 
verhältnisse im Winter auch bei Auftragmangel 
nicht zu lösen. 

Die erhöhte Inanspruchnahme des Wintergeldes läßt 
erkennen, daß die Baubetriebe bestrebt waren, die 
Arbeiten im Winter soweit wie möglich fortzu- 
führen. Auf den Willen zur Fortführung der Bau- 
tätigkeit deutet auch der verhältnismäßig geringe 
Umfang der Inanspruchnahme des Schlechtwetter- 
geldes hin. Die .geringere Zunahme der Ausfall- 
stunden im Verhältnis zur Zahl der angezeigten 
Arbeitsausfälle macht deutlich, daß bei ungünstiger 
Witterung die Bauarbeiten nur so lange unter- 
brochen wurden, als atmosphärische Einwirkungen 
(insbesondere Regen, Schnee, Frost) ihre Fortfüh- 
rung beeinträchtigten. 

2. Sozialpolitische und volkswirtschaftliche 
Auswirkungen 

Der starke Rückgang der Inanspruchnahme des In- 
vestitionskostenzuschusses dürfte eine Folge der ab- 


geschwächten Konjunktur und des durch teilweise 
Marktsättigung bedingten Kapazitätsüberhanges im 
Baugewerbe sein. Es liegen aber auch Anzeichen da- 
für vor, daß die Bauunternehmen im Berichtszeit- 
raum versuchten, mit weniger aufwendigen — nach 
Beobachtungen der Industriegewerkschaft Bau- 
Steine-Erden teilweise unzureichenden — Schutz- 
vorkehrungen weiterzuarbeiten. Der Rückgang der 
Zahl der Winterbaustellen unter Vollschutz um fast 
35 v. H. scheint die Beobachtung zu bestätigen. 

Aus dieser Erfahrung läßt sich folgern, daß ein ein- 
heitlich hoher Mehrkostenzuschuß nicht den er- 
wünschten Anreiz zur Verwendung der wirkungs- 
vollsten, aber auch aufwendigsten Schutzvorkehrun- 
gen gibt. Wenn der Bauunternehmer den Mehr- 
kostenzuschuß sowohl bei Voll- als auch bei Teil- 
oder Einzelschutz in gleicher Höhe erhält, so ist er 
zur Verwendung für Vollschutz weniger geneigt. 
Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
sucht daher im Zusammenwirken mit der Rationali- 
sierungsgemeinschaft „Bauwesen" im Rationalisie- 
rungs-Kuratorium der Deutschen Wirtschaft e. V. 
nach Wegen, die Höhe der Förderungsmittel im 
Einzelfalle dem tatsächlichen Winterbauaufwand an- 
zupassen. 

Einer Verbesserung des Mindestschutzes der Bau- 
arbeiter gegen Witterungseinflüsse während der 
Schlechtwetterzeit dient die Erste Verordnung zur 
Änderung der Verordnung über besondere Arbeits- 
schutzanforderungen bei Bauarbeiten in der Zeit 
vom 1. November bis 31. März vom 23. Juli 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 1569). Sie sieht vor, daß nach 
dem 31. März 1975 vom Arbeitgeber beschaffte 
Schutzkleidung den allgemein anerkannten Regeln 
der Bekleidungstechnik entsprechen und mit dem 
Prüfzeichen einer staatlich anerkannten Prüfstelle 
versehen sein muß; die Schutzkleidung ist zu er- 
neuern oder auszutauschen, wenn sie den Schutz- 
zweck nicht mehr erfüllt. 

Weitere Verbesserungen des Mindestschutzes wird 
die Verordnung über Arbeitsstätten bringen, die am 
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l.Mai 1976 in Kraft treten soll. Der Verordnungs- 
entwurf sieht vor, daß auf Baustellen im Freien orts- 
gebundene Arbeitsplätze, auf denen ständig Arbeit- 
nehmer beschäftigt sind, sowie Bedienungsplätze auf 
Baumaschinen im Rahmen des betrieblich Möglichen 
gegen Witterungseinflüsse zu schützen sind. Die 
Arbeitsstätten-Verordnung wird außerdem die An- 
forderungen an die sanitären Einrichtungen auf Bau- 
stellen erhöhen. 

Für den Berichtszeitraum war insgesamt zwar ein 
Rückgang der Inanspruchnahme der Winterbau- 
förderungsleistungen gegenüber dem Winter 1972/ 
1973 kennzeichnend. Daß dennoch die neue Winter- 
bauförderung von den Baubeteiligten verstärkt an- 
genommen worden ist, zeigt die Inanspruchnahme 
des Mehrkostenzuschusses. Mit rd. 32,8 Millionen 


Arbeitsstunden wurden im Winter 1973/1974 mehr 
Arbeitsstunden durch Mehrkostenzuschüsse geför- 
dert als in den drei Förderungszeiten 1969/1970 bis 
1971/1972 zusammen. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Winterbau-Bericht 
1973 ausgeführt, daß für die Feststellung, ob die 
wirtschaftspolitischen Erwartungen, die man in die 
Winterbau-Novelle gesetzt hatte, erreicht worden 
sind, ein Winter nicht ausreiche. Da der Winter 
1973/1974 durch eine milde Witterung, eine abge- 
schwächte Konjunktur sowie einen anhaltenden 
Arbeitsstunden wurden im Winter 1973/1974 mehr 
Arbeitsstunden durch Mehrkostenzuschüsse geför- 
dert als in den drei Förderungszeiten 1969/1970 bis 
1971/1972 zusammen. 


III. Bauausgaben der öffentlichen Hand in der Schlechtwetterzeit 1973/1974 


1. Umfang der Bausausgaben 

Die Zahl der bewilligten Anerkennungsanträge für 
Bauvorhaben der öffentlichen Hand auf Mehrkosten- 
zuschuß stieg im Winter 1973/1974 um rd. 6 v. H. 
auf 4218 (Vorjahr: 3984), d. h. 19,3 v. H. aller be- 
willigten Anerkennungsanträge. Auf Bauvorhaben 
des Bundes entfielen 671 (Vorjahr: 637), auf Bau- 
vorhaben der Länder 750 (Vorjahr: 634), auf kom- 


munale Bauvorhaben 1 764 (Vorjahr: 1 575) und auf 
Bauvorhaben sonstiger juristischer Personen des 
öffentlichen Rechts 1033 (Vorjahr: 1138) bewilligte 
Anerkennungsanträge. 

Die Gesamtzahl der Baustellen im Bereich der 
Finanzbauverwaltungen der Länder (Bundes- und 
Länderbaumaßnahmen), auf denen im Winter ge- 
arbeitet wurde, hat sich langfristig wie folgt ver- 
ändert: 


Winterbauperiode 

1966/67 

1967/68 

1968/69 

1969/70 

1970/71 

1971/72 *) 

1972/73 ’) 

1973/74*) 

Gesamtzahl 
der Baustellen 

695 

573 

502 

562 

718 

1 827 

3 245 

5 330 

Veränderung gegen 
Vorjahr in v. H. 

-7,3 

- 21,2 

- 14,1 

+ 12 

+ 27,8 

+ 155 

+ 78 

+ 64,2 


Im Jahr 1973 betrug das Jahresbauvolumen des 
Bundes 10 503 Millionen DM. Im Winter 1973/1974 
wurde ein Bauvolumen von 4 818 Millionen DM 
oder rd. 46 v. H. erbracht, und zwar im Bereich der 
Finanzbauverwaltungen 585 Millionen DM, des Bun- 
desverkehrsministeriums 3 581,2 Millionen DM (ge- 
schätzt) und der Bundespost 652,2 Millionen DM (ge- 
schätzt). 

Das Gesamtbauvolumen der Länder im Jahr 1973 be- 
lief sich nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 
auf 5254 Millionen DM (Vorjahr: 4972 Millionen 
DM). Auf die Schlechtwetterzeit 1973/1974 entfällt 
ein Volumen von 2 248 Millionen DM oder 43 v. H. 
(Vorjahr: 2023 Millionen DM oder 41 v. H.). Das 
Gesamtbauvolumen der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände im Jahr 1973 belief sich nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes auf 22 720 Millionen DM 
(Vorjahr: 21262 Millionen DM). Auf die Schlecht- 


•) Ab 1971/1972 wurden erstmals auch die kleineren Bau- 
maßnahmen erfaßt. 


wetterzeit 1973/1974 entfällt ein Volumen von 8833 
Millionen DM oder 39 v. H. (Vorjahr: 8950 Millio- 
nen DM oder 42 v. H.). 

2. Winterbau-Ausschüsse 

Die bei den Selbstverwaltungsorganen der Bundes- 
anstalt für Arbeit errichteten Winterbauausschüsse 
sollen sich im Zusammenwirken mit den für die 
Baukoordinierung zuständigen Stellen darum be- 
mühen, daß insbesondere die öffentliche Hand durch 
Bauaufträge dem winterlichen Auftragmangel ent- 
gegenwirkt. Zur Verwirklichung dieses Ziels wurde 
im Bezirk eines Arbeitsamts vereinbart, bei den 
Landratsämtern „Arbeitsgruppen Winterbau" zu bil- 
den, die auf eine winterbaugerechte Koordinierung 
der Bauvorhaben der öffenlichen Hand hinwirken 
sollen. Die übrigen bei den Arbeitsämtern errichte- 
ten Winterbau-Ausschüsse nahmen Verbindung mit 
den für die Vergabe öffentlicher Bauaufträge zu- 
ständigen örtlichen Stellen auf. Sie gaben überwie- 
gend Anregungen allgemeiner Art und wiesen auf 
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die Vorteile des Winterbaus sowie die Förderungs- 
leistungen hin. In Einzelfällen fanden auch konkrete, 
objektbezogene Beratungen statt. 

Die Winterbau- Ausschüsse bei den Landesarbeits- 
ämtern erörterten Probleme des Winterbaus mit 
Vertretern der oberen und obersten Landesbehör- 
den. 

Der Winterbau-Ausschuß des Vorstandes arbeitete 
weitere Anregungen aus und unterbreitete diese 
den öffentlichen Körperschaften mit der Aufforde- 
rung, Bauaufträge so zu vergeben, daß eine kon- 
tinuierliche Bautätigkeit auch während des Winters 
gesichert ist. 

Der gesetzlichen Zielsetzung entsprechend ist der 
Erfolg der Tätigkeit der Winterbau-Ausschüsse nur 
schwer meßbar. Häufig läßt sich nicht zuverlässig 
beurteilen, ob ein Bauvorhaben ohne die Anregung 
des Winterbau-Ausschusses auch im Winter durch- 
geführt worden wäre. Nach den Berichten der Ar- 


IV. Änderung von Rechtsvorschriften 

Die Bundesregierung hat in ihrem Winterbau-Be- 
richt 1973 (Drucksache 7/1623 S. 5) auf einige Vor- 
schläge der Bundesanstalt für Arbeit und der Bau- 
wirtschaftsverbände zur Änderung von Rechtsvor- 
schriften hingewiesen. Die damaligen Vorschläge 
sind teilweise für den vorliegenden Berichtszeitraum 


beitsämter sind immerhin 74 Bauvorhaben allein 
aufgrund der Bemühungen der Winterbau- Ausschüsse 
als Winterbaumaßnahmen durchgeführt worden. Bei 
wenigstens 56 weiteren Bauvorhaben war die Tä- 
tigkeit der Ausschüsse mit maßgebend für den Win- 
terbau. 

Die Anregungen der bei den Selbstverwaltungsorga- 
nen der Landesarbeitsämter gebildeten Winterbau- 
Ausschüsse dürften zum Erlaß oder zur Verbesse- 
rung einiger Winterbauweisungen verschiedener 
Bundesländer mit beigetragen haben. 

Die Winterbau-Ausschüsse berichten, ihre Tätigkeit 
habe bei den öffentlichen Bauherren teils zustim- 
mende, teils zurückhaltende Aufnahme gefunden. 
Erbetene Auskünfte über die Planung, Vergabe und 
Durchführung von Bauaufträgen seien häufig nur 
zögernd und unvollständig erteilt worden. Der Er- 
folg der künftigen Tätigkeit der Winterbau- Aus- 
schüsse wird auch davon abhängen, ob diese Schwie- 
rigkeiten in Zukunft überwunden werden können. 


wiederholt worden. Die Bundesregierung hat im 
Winterbau-Bericht des Vorjahres dargelegt, daß zu 
diesen Vorschlägen frühestens nach Ablauf des Win- 
ters 1974/1975 Stellung genommen werden kann. An 
dieser Auffassung hält sie fest. 


TEIL B: 

Bericht aufgrund der Entschließung des Deutschen Bundestages vom 12. April 1972 


Die Bundesregierung und andere öffentliche Stellen 
bemühen sich seit Jahren, das kontinuierliche Bauen 
zu verwirklichen. Bereits vor der Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 12. April 1972 haben 
zahlreiche Erlasse von Bund und Ländern den Win- 
terbau bei öffentlichen Baumaßnahmen — teilweise 
verbindlich — vorgesehen — Anlage 1 — . Die Auf- 
geschlossenheit der Baubehörden gegenüber der 
Fortführung von Bauvorhaben im Winter ist nach 
zögerndem Beginn ständig gestiegen. Gegenwärtig 
bestehen bei den Baubehörden, abgesehen von tech- 
nischen Bedenken und Wirtschaftlichkeitsüberlegun- 
gen in besonderen Fällen, keine grundsätzlichen 
Vorbehalte mehr gegen das Bauen im Winter. 

1. Verbindliche Anordnungen des Bundes 

Die Bundesregierung hat sich nach der Novellierung 
des Arbeitsförderungsgesetzes vom 19. Mai 1972 und 
der Entschließung des Deutschen Bundestages zur 
Förderung des Winterbaues vom 12. April 1972 ver- 
stärkt bemüht, das ganzjährige Bauen zu verwirk- 
lichen. In Erlassen und Schreiben der zuständigen 
Bundesministerien 


— Anlage 2 — wird verbindlich angeordnet, daß 

— begonnene Bauvorhaben im Winter fortgeführt 
werden, 

— bei der Planung und Ausführung alle erforder- 
lichen Maßnahmen für eine möglichst ganzjäh- 
rig kontinuierliche Bautätigkeit getroffen wer- 
den und der Zeitpunkt der Vergabe so gewählt 
wird, daß die Ausführungszeit mindestens eine 
Förderungsperiode einschließt, 

— öffentliche Darlehen oder Zuschüsse zur Förde- 
rung von Baumaßnahmen grundsätzlich davon 
abhängig gemacht werden, daß die Bauarbeiten 
im Winter ohne Unterbrechung fortgeführt wer- 
den. 

Das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau bereitet zur Zeit Änderungen der 
Richtlinien für die Durchführung von Bauaufgaben 
des Bundes im Bereich der Finanzbauverwaltungen 
(RBBau) und des Vergabehandbuches (VHB) vor, mit 
denen die für diesen Bereich geltenden Winterbau- 
erlasse in die bestehenden Richtliniensysteme ein- 
gegliedert werden sollen. 
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2. Winterbaugerechte Baukoordinierung zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden und anderen öf- 
fentlich-rechtlichen Körperschaften 

Eine winterbaugerechte Koordinierung zwischen 
Bund, Ländern, Gemeinden und anderen öffentlich- 
rechtlichen Körperschaften ließ sich bisher nicht ver- 
wirklichen, weil die rechtlichen und organisatori- 
schen Voraussetzungen dafür fehlen. Das entschei- 
dende Hindernis für eine winterbaugerechte Ko- 
ordinierung liegt im Bereich der Finanzverfassung. 
Die Gesamtentwicklung der öffentlichen Finanzen, 
insbesondere auch die Baunachfrage der öffentlichen 
Hand wird in der Bundesrepublik Deutschland durch 
weitgehend voneinander unabhängige Entscheidun- 
gen des Bundestages, der Parlamente von elf Bun- 
desländern und der parlamentarischen Vertretungen 
von rd. 12 000 Gemeinden und Gemeinde verbänden 
bestimmt. Die Bundesregierung bemüht sich gegen- 
wärtig, die von der Finanzverfassung geschaffenen 
Kooperationsmechanismen für eine generelle, abge- 
stimmte Entwicklung der öffentlichen Finanz- und 
insbesondere Investitionspolitik zu verbessern und 
appelliert in diesem Zusammenhang an die gemein- 
same Verantwortung von Bund, Ländern und Ge- 
meinden. Möglichkeiten für eine winterbaugerechte 
Baukoordinierung zeichnen sich aber für die abseh- 
bare Zukunft nicht ab. 

3. Anpassung der den Winterbau betreffenden bau- 
rechtlichen Vorschriften an den technischen Fort- 
schritt 

In den vergangenen Jahren wurden den Winterbau 
betreffenden Vorschriften bei ihrer Überarbeitung 
jeweils auch dem technischen Fortschritt angepaßt. 
So wurde Teil A der Verdingungsordnung für Bau- 
leistungen — Fassung Oktober 1973 — (Beilage zum 
Bundesanzeiger Nr. 216 vom 16. November 1973) 
durch § 2 Nr. 2 dahin gehend ergänzt, daß die Förde- 
rung der ganzjährigen Bautätigkeit bei der Auftrags- 


vergabe anzustreben ist. Dem früher in § 16 Abs. 3 
enthaltenen Gedanken wurde dadurch größeres Ge- 
wicht verliehen. Um einen Anreiz für Winterbau 
auch bei Architekten und Ingenieuren zu schaffen, 
sieht der Entwurf der Honorarordnung für Architek- 
ten und Ingenieure die Möglichkeit eines besonde- 
ren Honorars für die Planung, Organisation und 
Durchführung baulicher Maßnahmen unter Voll- 
schutz vor. 

Auch die überarbeiteten Allgemeinen technischen 
Vorschriften für Bauleistungen (ATVen) sind hin- 
sichtlich des Bauens im Winter dem technischen 
Fortschritt angepaßt worden. 

Im Bereich des technischen Regelwerkes, das bau- 
aufsichtlich eingeführt ist, wurde DIN 1045, „Beton- 
und Stahlbetonbau, Bemessung und Ausführung", 
neu gefaßt. Im Abschnitt „Betonieren bei kühler 
Witterung und bei Frost" wurden die früheren Ver- 
bote gestrichen und Bestimmungen über die erfor- 
derliche Temperatur des frischen Betons und über 
Schutzmaßnahmen aufgenommen. Auch in DIN 1053, 
„Mauerwerk, Berechnung und Ausführung", wurde 
in Abschnitt „Ausführung von Mauerwerk bei Frost" 
das in der alten Fassung enthaltene Verbot durch 
die Forderung nach Schutzmaßnahmen ersetzt. 

4. Verstärkung des Winterbaues 
in den Bundesländern 

Die Bundesregierung hat die Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 12. April 1972 zum An- 
laß genommen, die Bundesländer nochmals darum 
zu bitten, die Bemühungen um einen verstärkten 
Winterbau zu unterstützen und entsprechend auf die 
Gemeinden einzuwirken. Die Bundesländer haben 
ihrerseits in zahlreichen Erlassen und Schreiben, 
auch an die Gemeinden und Gemeindeverbände, auf 
die Notwendigkeit des Winterbaues hingewiesen 
— Anlage 3 — . 


Tabelle 1 


Zuschüsse und Darlehen an Arbeitgeber des Baugewerbes 
für den Erwerb oder die Miete von Winterbaugeräten und -einrichtungen 


Zeitraum 

1. November bis 31. Oktober 

Anerkennungsanträge 

Ausgezahlte Beträge 

bewilligt 

gestellt 

Zuschüsse 

Darlehen 

Mietkosten- 

zuschüsse 

DM 

in Millionen DM 

1969/70 

2 781 

1 734 

4,7 

4,6 

479 062 

1970/71 

5 544 

4 203 

25,6 

5,4 

326 405 

1971/72 

6 634 

5 893 

48,2 

3,8 

324 959 

1972/73 

14 192 

12 742 

86,7 

0,7 

459 054 

1973/74 

5 978 

5 257 

23,5 

0,1 

503 147 


6 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DriiCkSBCh© 7/3508 


Tabelle 2 


Zuschüsse an Arbeitgeber des Baugewerbes 
zu den auf Winterbaustellen geleisteten Arbeitsstunden (Mehrkostenzuschüsse) 


Berichtszeit 

Anerkennungsanträge 

Bauvorhaben 

Zuschüsse 

geförderte 

1. November bis 31. Oktober 

gestellt 

bewilligt 

unter 

Vollschutz 

in Millionen 
DM 

ötunaen 
in Millionen 

1969/70 

5 467 

2 334 

209 

6,6 

5,9 

1970/71 

6 937 

4 013 

481 

12,4 

11,3 

1971/72 

6511 

4 180 

760 

14,2 

12,1 

1972/73 

32 455 

25 593 

1 623 

46,8 

37,6 

1973/74 

25 077 

21 894 

1 059 

64,3 

32,8 


Tabelle 3 


Geleistete Arbeitsstunden, angezeigte Ausfalltage und arbeitslose Bauarbeiter 


Schlechtwetterzeit 

Geleistete 
Arbeits- 
stunden 
in Millionen 

Arbeits- 
stunden 
je Arbeiter 
des Bau- 
gewerbes 

Angezeigte 
Ausfalltage 
in Millionen 

Ausfalltage 
je Arbeiter 
des Bau- 
gewerbes 

Arbeitslose 
Männer aus 
dem Bau- 
gewerbe 

— jeweils 
Höchststand — 

1959/60 

927,0 

736 

11,9 

9,5 

254 113 

1960/61 

976,0 

791 

12,2 

9,9 

133 495 

1961/62 

886,2 

694 

31,2 

24,4 

72 309 

1962/63 

707,6 

518 

60,7 

44,5 

97 368 

1963/64 

934,6 

653 

37,5 

26,2 

81 528 

1964/65 

950,6 

662 

32,5 

22,6 

73 923 

1965/66 

964,7 

673 

30,2 

21,1 

64 562 

1966/67 

913,6 

664 

16,1 

11,7 

200 234 

1967/68 

826,7 

643 

28,0 

21,8 

156 675 

1968/69 

804,3 

620 

34,6 

26,7 

91 036 

1969/70 

725,3 

559 

51,7 

39,8 

67 315 

1970/71 

888,5 

670 

31,8 

23,9 

57 118 

1971/72 

912,0 

687 

22,9 

17,3 

67 040 

1972/73 

901,8 

695 

18,9 

14,6 

51 821 

1973/74 

794,3 

634 

21,4 

17,1 

91 573 
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Tabelle 4 


Gesamteinnahmen der Bundesanstalt für Arbeit aus Beiträgen und Umlagen 
sowie Ausgaben für die Bauwirtschaft 



Einnahmen der Bundesanstalt 
aus Beiträgen und Umlage 
(jeweils in Millionen DM) 

Ausgaben für die Bauwirtschaft 
(jeweils in Millionen DM) 

Berichtszeit 

1. Juli bis 30. Juni 

ins- 

gesamt 

darunter 
aus der 
Bauwirt- 
sdiaft 

darunter 

Umlage 

Anteil 
der Ein- 
nahmen 
aus der 
Bauwirt- 
schaft in 
v. H. der 
Gesamt- 

Investi- 
tions- 
kosten- 
zuschuß 1 

Mehr- 

kosten- 

zuschuß 

Winter- 

geld 

Schlecht- 

wetter- 

geld 

Arbeits- 
losen- 
geld für 
arbeits- 
lose Bau- 
arbeiter 

ins- 

gesamt 





ein- 

nahmen 







1972/73 

6 330 

1 320 

864 

20,9 

88 ‘) 

32 2 ) 

718 

482 

199 

1 519 

1973/74 

6 091 

*) 

948 

1 

33 3 ) 

59 4 ) 

804 

562 

528 

1 986 


*) Zahlen liegen noch nicht vor. 

*) Einschließlich 1,5 Millionen DM Darlehen. 

2 ) Einschließlich 0,5 Millionen DM Zuschüsse an private Bauherren (auslaufende Fälle). 

3 ) Einschließlich 190 000 DM Darlehen. 

4 ) Einschließlich 8 000 DM Zuschüsse an private Bauherren (auslaufende Falle). 


Tabelle 5 


Kurzarbeit im Baugewerbe in der Schlechtwetterzeit 1973/1974 


Stichtag 

Zahl der 
kurz- 
arbeitenden 
Betriebe 

Kurz- 

arbeiter 

davon mit einem Arbeitsausfall von 
. . . v. H. der betrieblichen Arbeitszeit 

bis 25 

über 25 
bis 50 

über 50 
bis 75 

über 75 

15. November 1973 

39 

480 

138 

170 

76 

96 

15. Dezember 1973 

163 

2 466 

424 

1 168 

526 

348 

15. Januar 1974 

337 

4 443 

937 

1 957 

954 

595 

15. Februar 1974 

707 

9 856 

2 302 

4 358 

1 427 

1 769 

15. März 1974 

856 

13 249 

3 670 

5 909 

1 585 

2 085 
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Anlage 1 


A. Bemühungen des Bundes zur Verwirklichung des kontinuierlichen Bauens 


Bundesminister 
für Wohnungsbau 


Deutscher Bundestag 


Bundesminister 
für Wohnungsbau 


Bundesminister 

für wirtschaftlichen Besitz 

des Bundes 

Bundeskabinett 


Bundeskabinett 


Bundesminister 
der Finanzen 


Bundesminister 
für Städtebau und 
W ohnungswesen 


Bundesminister 
für Städtebau und 
Wohnungswesen 

Bundesminister 
für Verkehr 


Bekanntmachung 
vom 8. November 1955, 
BBB1. 1955 S. 546 


Hinweise für die Vorbeitung und Durchführung 
von Winterarbeiten im Hochbau, Fassung No- 
vember 1955 


Beschluß vom 

27. November 1958 

(Drucksache IV/643 S. 4 und 5) 


Eine weitere Ausdehnung der Bautätigkeit 
auch auf die Schlechtwettermonate liegt im In- 
teresse aller am Baugeschehen Beteiligten 


Bekanntmachung 
vom 5. September 1959, 
BBB1. 1959 S. 475 


Hinweise für die Vergabe von Winterarbei- 
ten im Hochbau, Fassung 1959 


Rundschreiben 
vom 15. Januar 1959, 
Min.Bl.Fin. 1959 S. 19 


Hinweise für die Vergabe von Winterbau- 
arbeiten im Hochbau 


Beschluß vom 
24. April 1963 


Weitere Verbesserung der Situation auf dem 

Baumarkt 

a) durch Aufstellung langfristiger Baupro- 
gramme als wesentliche Voraussetzung für 
das kontinuierliche Bauen; 

b) Freihalten von mindestens 30 v. H. der 
Haushaltsmittel für Baumaßnahmen in den 
Wintermonaten ; 

c) Hinwirken auf winterbaukonformes Ver- 
halten bei der Vergabe öffentlicher Mittel; 

d) Einwirkung zum entsprechenden Verhalten 
von Ländern und Gemeinden zur Erzielung 
einer durchgreifenden Wirkung im Winter- 
bau 


Beschluß vom 
27. August 1970 

Erlaß vom 
20. Oktober 1970 


Erlaß vom 
4. November 1970 


Verstärkte Vergabe von Winterbauaufträgen 
durch die öffentliche Hand 

Hochbaumaßnahmen sind grundsätzlich konti- 
nuierlich durchzuführen, die Winterbauaufträ- 
ge zu vermehren und die Ausbauarbeiten in 
jedem Fall im Winter durchzuführen 

Bitte an zuständige Länderminister, darauf hin- 
zuwirken, daß auch im Bereich des sozialen 
Wohnungsbaues die Grundsätze des Kabinetts- 
beschlusses vom 27. August 1970 beachtet wer- 
den 


Einsatzrichtlinien 1971 
vom 30. März 1971 


Beim Einsatz von Bundesmitteln zur Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus sind Winterbau- 
vorhaben besonders förderungswürdig 


Rundschreiben 

vom 10. November 1970 


Bitte an die Obersten Straßenbaubehörden der 
Länder, die Grundsätze des Kabinettsbeschlus- 
ses vom 27. August 1970 und den Erlaß des 
Bundesministers der Finanzen vom 20. Oktober 
1970 bei Hochbaumaßnahmen an Bundesfern- 
straßen in geeigneterWeise zu berücksichtigen 
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Bundesminister 
für Verkehr 


Runderlaß 

vom 26. August 1971 


Bundesminister Rundschreiben 

für Bildung und Wissenschaft vom 7. Oktober 1971 


Bitte an alle Ober- und Mittelbehörden der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung, ein konti- 
nuierliches Bauen durch Winterbauförderung 
anzustreben 

Bitte an die Kultusminister der Länder, eine 
dem Kabinettsbeschluß vom 27. August 1970 
und dem Erlaß des Bundesministers der Finan- 
zen vom 20. Oktober 1970 entsprechende Re- 
gelung zu treffen 


B. Charakteristische Winterbau-Erlasse der Länder 


Niedersachsen 

Minister 

für Wirtschaft und 
öffentliche Arbeiten 


Runderlaß 

vom 9. Dezember 1970 


Vergabe von Winterbauarbeiten bei Hochbau- 
maßnahmen im Winter 1970/71 


Nordrhein- W estf alen 


Minister für Landesplanung, 
Wohnungsbau und 
öffentliche Arbeiten; 
Finanzminister; 

Minister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Gemeinsamer Runderlaß 
vom 27. November 1964, 
Min.Bl.NRW 1964, S. 1859 


Weisungen zur Verstärkung des Winterbaues 


Finanzminister; 

Minister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Gemeinsamer Runderlaß 
vom 13. Januar 1971, 
Min.Bl.NRW 1971 S. 194 


Kontinuierliche Bautätigkeit — Vergabe von 
Winterbauarbeiten bei Hochbaumaßnahmen 
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Anlage 2 


Winterbau-Erlasse des Bundes 


Bundesministerium 

für Wirtschaft und Finanzen 

Bundesminister 

für Raumordnung, Bauwesen 

und Städtebau 

Bundesminister 

für Raumordnung, Bauwesen 

und Städtebau 

Bundesminister 

für Raumordnung, Bauwesen 

und Städtebau 

Bundesminister 

für Raumordnung, Bauwesen 

und Städtebau 

Bundesminister 
für Verkehr 

Bundesminister 
für Verkehr 

Deutsche Bundesbahn 


Bundesminister 

für Bildung und Wissenschaft 


Bundesminister 
für Jugend, Familie 
und Gesundheit 

Bundesminister 
für das Post- und 
Fernmeldewesen 

Bundesminister 
für das Post- und 
Fernmeldewesen 

Bundesminister 
für das Post- und 
Fernmeldewesen 

Bundesminister 
für das Post- und 
Fernmeldewesen 

Bundesminister 
für das Post- und 
Fernmeldewesen 


vom 18. Dezember 1972 

vom 6. Juli 1972 

vom 6. Juli 1972 

vom 8. November 1972 

vom 19. Juli 1974 

vom 12. Oktober 1973 

vom 30. Januar 1974 

vom 24. September 1973 

vom 24. Oktober 1972 
und 23. September 1974 

vom 4. Dezember 1972 

vom 14. August 1972 

vom 28. September 1972 

vom 6. Dezember 1972 

vom 15. Januar 1973 

vom 28. August 1974 


betr. Hochbaumaßnahmen des Bundes 


an die für Bau-, Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständigen Minister (Senatoren) der 
Länder 

an die Spitzenverbände der Wohnungswirt- 
schaft 


betr. Wohnungsfürsorge für Bundesbedienstete 


betr. Hochbaumaßnahmen des Bundes 


an die Wasser- und Schiffahrtdirektion (Was- 
serbau) 

an die obersten Straßenbaubehörden der Län- 
der (Bundesfernstraßenbau) 

an Bundesbahndirektion, Bundesbahn-Sozial- 
amt, Verwaltungsstelle Berlin der Deutschen 
Bundesbahn (Baumaßnahmen Bundesbahn) 

betr. Hochschulbauförderung, Studentenwohn- 
raumförderung und Förderung überbetrieb- 
licher beruflicher Ausbildungsstätten sowie 
andere Berufsbildungseinrichtungen 

betr. Stätten der Jugendhilfe im Rahmen des 
Jugendplanes und für Familienferienstätten 


an die Oberpostdirektionen 


an die Oberpostdirektionen 


betr. Mietwohnungsbau für Postbedienstete 


an die Oberpostdirektionen 


an die Oberpostdirektionen 
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Anlage 3 


Bayern 


Winterbau-Erlasse der Länder 


Oberste Baubehörde 
im Bayerischen 
Staatsministerium des Innern 


vom 28. Juli 1972 
vom 18. Oktober 1972 
vom 10. Oktober 1973 


an Regierungen, Bayerische Landesstellen, 
Landesämter, Hafenverwaltungen, Kraftwerke, 
Bauämter usw, 


Oberste Baubehörde 
im Bayerischen 
Staatsministerium des Innern 


vom 27. Februar 1973 


an Staatsministerium für Wirtschaft und Ver- 
kehr 


Bayerisches 
Staatsministerium 
der Finanzen 


vom 13. Juli 1973 


an Staatsministerium für Wirtschaft und Ver- 
kehr 


Baden- W ürttemberg 

Finanzministerium 
Baden- Württemberg 


Innenministerium 
Baden- W ürttemberg 


vom 25. August 1972 
vom 27. November 1972 
vom 30. März 1973 


1 betr. Vergabe-Briefe an Baudienststellen 


vom 28. September 1973 


betr. Wohnungsbauförderungsbestimmungen 
(Verpflichtung der Darlehensnehmer) 


Berlin 

Senator für Bau- und 
W ohnungswesen 


! vom 19. Oktober 1972 
vom 9. Juli 1974 


an Bezirksämter von Berlin 


Bremen 

Senator für Bauwesen vom 24. Juli 1972 

Senator für Bauwesen vom 29. August 1973 

— Vergabestelle — 


an Magistrat Bremerhaven und Amt für Woh- 
nung und Siedlung sowie Arge der freien ge- 
meinnützigen Wohnungsunternehmen 

Dienstanweisung 148 (betr. u. a. Absetzung 
von Zuschußbeträgen von der endgültigen Ab- 
rechnungssumme) 


Hamburg 

Baubehörde vom 12. Juli 1972 

Behörde für Wirtschaft vom 19. Oktober 1972 

und Verkehr 


| an Hamburgische Wohnungsbaukasse 
I an Baubehörde-Hochbauamt 


Hessen 


Minister des Innern 


vom 16. November 1973 


an Regierungspräsidenten, Kreisausschüsse, 
Landräte, Magistrate, Heimstätten, Verbände 
der Wohnungsunternehmen 


der BMV-Erlaß vom 30. Januar 1974 ist am 15. März 1974 im Bereich 
der hessischen Straßenbauverwaltung eingeführt worden. 


Minister für Wirtschaft 
und Technik 


vom 30. August 1974 


an Finanz- und Innenminister mit der Bitte 
um entsprechende Anweisung der Vergabe- 
behörden 


12 



Niedersachsen 

Minister für Wirtschaft 
und öffentliche Arbeiten 


Minister für Wirtschaft 
und öffentliche Arbeiten 


Minister für Wirtschaft 
und Verkehr 


Nordrhein-Westfalen 

Minister für Wirtschaft, 
Mittelstand und Verkehr 


Gemäß Runderlaß 
des Finanzministers, 
des Ministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
und des Innenministers 


Rheinland-Pfalz 

Ministerium der Finanzen 


Ministerium für Wirtschaft 

und Verkehr 

und 

Ministerium des Innern 
Ministerium der Finanzen 


Ministerium für Wirtschaft 
und Verkehr 


Schleswig-Holstein 

Finanzminister 


Innenminister 


Minister für Wirtschaft 
und Verkehr 
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vom 14. August 1973 


vom 27. März 1974 


vom 21 . August 1974 


an nachgeordnete Dienststellen — betr. Maß- 
nahmen für ganzjährige kontinuierliche Bau- 
tätigkeit 

an Niedersächsisches Landesverwaltungsamt, 
Abteilung Straßenbau — betr. Beachtung der 
Winterbau-Regelungen und -Maßnahmen 

an Regierungspräsidenten, Präsidenten des 
Niedersächsischen Verwaltungsbezirks, Ober- 
finanzdirektion Hannover, betr. Kontinuier- 
liche Bautätigkeit 


vom 12. Oktober 1972 


vom 7. Juni 1973 


an alle Ministerien des Landes Nordrhein- 
Westfalen (über Innenminister auch an Ge- 
meinden) 

betr. Vergabe von Winterbauarbeiten bei 
Hochbaumaßnahmen 


vom 18. August 1972 


vom 12. September 1972 


an Landesbank — betr. Winterbauauflage bei 
Mittelbewilligung für den sozialen Wohnungs- 
bau 

an Innenminister zur Weiterleitung an Ge- 
meinden 


vom 28, September 1972 
vom 16. Oktober 1972 


vom 8. Februar 1974 


betr. kommunale Baumaßnahmen 

an Arbeitsgemeinschaft Gemeinnützige Woh- 
nungsunternehmen, Heimstätte Rheinland- 
Pfalz, Wohnungsunternehmen aus dem Bun- 
desgebiet 

an Straßenbauverwaltung Rheinland-Pfalz und 
Koblenz — betr. Übernahme des BMV-Erlasses 
vom 30. Januar 1974 


vom 20. Oktober 1972 


an Oberfinanzdirektion — betr. Hochbaumaß- 
nahmen 


vom 3. November 1972 


vom 13. März 1974 


an Landräte, Oberbürgermeister, Bürger- 
meister, Wohnungsbaukreditanstalt, Verbände 
der Wohnungsbauunternehmen, Grundeigen- 
tümervereine, Architektenkammer, Landes- 
bausparkasse — betr. Hochbaumaßnahmen 

an Landesamt für Straßenbau, Straßenbau- 
ämter, Autobahnamt, Fernstraßenneubauamt — 
betr. Bundesfernstraßen und Landesstraßen 
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